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| 5. Jahrgang 


Die Maſſenentlaſſungen der Angeſtellten in der Schwerinduftrie. 


Unſere Gegenmaßnahmen. 
Stürmiſch verlaufene Proteſtkundgebungen der Angeſtellten. 


Die oberſchleſiſche Bergwerks- und Hütteninduſtrie hat 
Ende Juni d. Is. über 500 in den verſchiedenen Betrieben 
beſchäftigten Angeſtellten das Dienſtverhältnis zum 30. Sep⸗ 
tember d. Js. gekündigt. Als Kündigungsgrund wird durch⸗ 
weg die ſchlechte Wirtſchaftslage, die Herabſetzung der Pro⸗ 
duktions⸗ und Verwaltungskoſten und die Auflöſung veralteter, 
unrentabler Betriebe angegeben. 

Wie ſieht es denn in Wirklichkeit in unſerem Wirtſchafts⸗ 
gebiete aus? 

Sind die Maſſenentlaſſungen berechtigt? 

Wir ſagen: Rein, denn die Wirtſchaftslage in unſerem 
Arbeitsgebiet hat in den letzten Monaten keine Verſchlech⸗ 
terung erfahren. Im Gegenteil, ſowohl in der Bergwerks⸗ 
aber ganz beſonders in der Hütteninduſtrie iſt eine Beſſerung 
der Wirtſchaftsverhältniſſe durch Hereinholung von neuen 
Aufträgen und Erſchließung neuer Abſatzgebiete eingetreten. 

Was hat aber die Schwerinduſtrie getan? Schon das 
Abflauen der Hochkonjunktur wurde von den Induſtrieunter⸗ 
nehmungen dazu benutzt, tauſende von Arbeiter und über 
hundert Angeſtellte in der erſten Hälfte d. Js. arbeitslos zu 
machen. Ja, die „Wirtſchaftskriſe“, ein geflügeltes und oft 
betontes Wort in Induſtrie⸗ und Wirtſchaftskreiſen, wurde 
dazu benutzt, bewährte, berufstüchtige Angeſtellte, die jahr⸗ 
zehntelang in den Betrieben zur größten Zufriedenheit der 
Unternehmer gearbeitet haben, mit den niedrigſten Einkommen 
abzubauen, um berufsfremden, eingewanderten Menſchen Platz 
zu machen. Die Generaldirektionen der verſchiedenen Betriebe 
gingen bei den Neueinſtellungen ſoweit, daß ſie die höchften und 
beſtbezahlten Poſten mit Nichtoberſchleſiern beſetzt haben. Im ver⸗ 
gangenen Jahre und auch in den letzten Monaten ſogar haben 
die Induſtrieunternehmungen eine ganze Reihe von gut be⸗ 
zahlten Kräften neu eingeſtellt. Aus dieſen Gründen allein 
ſind die Maſſenkündigungen in der Schwerinduſtrie unbe⸗ 
rechtigt. 

Wir haben deshalb zuſammen mit den Vertretern der in 
der Arbeitsgemeinſchaft zuſammengeſchloſſenen Angeſtellten⸗ 
verbände gegen dieſe Maſſenkündigungen beim Demobilma⸗ 
chungskommiſſar am 30. 6. 30 Einſpruch erhoben. In dieſem 
Proteſtſchreiben nahmen wir Bezug auf die Verordnung vom 
30. 4. 26 über die Annahme und Entlaſſungen von Arbeitern 
und Angeſtellten während der wirtſchaftlichen Demobiliſierung 
und forderten den Demobilmachungskommiſſar auf, gegen die 
beabſichtigten Maſſenentlaſſungen Einſpruch zu erheben. In 
unſerem Schreiben wieſen wir weiter darauf hin, daß in der 
Bergwerks- und Hütteninduſtrie eine Beſſerung der Wirtſchafts⸗ 
verhältniſſe eingetreten iſt, ſodaß die Entlaſſungen völlig un⸗ 
begründet ſind. Was die Herabſetzung der Produktionskoſten 
anbelangt, ſo ſind andere Maßnahmen zur Entlaſtung der 
Betriebe anzuwenden. Wenn an den Bezügen der Angeſtellten 
geſpart werden muß, dann find die Werksleitungen der einzelnen 
Getriebe verpflichtet, die in dieſer Zahl nicht notwendigen General⸗ 
direktoren und Direktoren abzubauen und vor allem die fan⸗ 
taſtiſchen Gehälter dieſer „höchſten“ Angeſtellten auf ein für 
den Betrieb erträgliches Maß herabzuſetzen. Insbeſondere 
hoben wir in unſerem Schreiben hervor, daß bei den Maſſen⸗ 
kündigungen die einzelnen Werksleitungen das- Wettie re. 


geſetz in keiner Welle deachtel haden. Aufgrund des u ; 


BRG. waren die Werksdirektionen verpflichtet, ſich längere 
Zeit vorher mit dem Angeſtelltenrat über Art und Umfang 
der Entlaſſungen und Vermeidung von Härten ins Benehmen 
zu ſetzen. Dieſe geſetzliche Beſtimmung iſt von den einzelnen 
Induſtrieunternehmungen einfach ſabotiert worden. Das Ver⸗ 
halten der Arbeitgeber iſt ein grober Verſtoß gegen die hier 
geltende ſoziale Schußgejfeßgebung. Aus dieſen Gründen muf 
der Demobilmachungskommiſſar die Zustimmung zu der 
Kündigungen verweigern. Soweit das Schreiben der Arbeits» 
gemeinſchaft an den Demobilmachungskommiſſar. In einem 
zweiten Schreiben vom 1. Juli d. Is. haben wir dem Demobil⸗ 
machungskommiſſar ſämtliche Werke benannt, die Maſſen⸗ 
kündigungen von Angeſtellten ausgeſprochen haben. Dringend 
haben wir darum gebeten, die Angeſtelltenräte und Ange⸗ 
ſtelltenvertretern zu den Schlichtungsverhandlungen zuzulaſſen. 

Unſere Eingaben hatten den Zweck, daß der Demobil⸗ 
machungskommiſſar uns unverzüglich von amtswegen zu einer 
Beſprechung über die neu geſchaffene, den Wirtſchaftsfrieden 
bedrohende Lage einladen wird. Vergeblich haben wir als 
die berufenen Vertreter der gekündigten Kollegen auf die 
Ausſprache gewarten. Das Gegenteil iſt aber eingetreten 
In der „Polska Zachodnia“ dem hieſigen Regierungsblatt 
leſen wir die Antwort, die wir in deutſcher Ueberſetzung ver, 
öffentlichen. 

Aufklärung über die Maſſenentlaſſungen. 
Polska Zachodnia vom 9. 7. 1930 

Aufgrund der zahlreichen Zeitungsmeldungen über die 
Maſſenentlaſſungen in der oberſchleſiſchen Schwerinduſtrie wandten 
wir uns an den Bezirksarbeitsinſpektor Ing. Gallot, mit der 
Bitte, um Aufklärung in dieſer Angelegenheit. Herr Gallot 
iſt vor einigen Tagen von der Internationalen Konferenz in 
Genf zurückgekehrt. Inſpektor Gallot erklärte uns, daß dieſe 
Nachrichten ſehr ſtark übertrieben ſind. Im Laufe des Monats 
Juni, in dem die meiſten Arbeiter in allen Induſtriezweigen 
zur Entlaſſung gelangten, betrug die Anzahl der Entlaſſungen 
912 Perſonen, d. ſ. ½ % ſämtlicher beſchäftigten Arbeiter. 
Wenn es ſich um die Entlaffungen der Angeſtellten handelt, 
die in verſchiedenen Unternehmen etwa 5 - 7% der Beſchäftigten 
ausmachen, dann muß man berüchkſichtigen, daß in Angeſtellte⸗ 
kreiſen in den letzten Jahren gar keine Entlaſſungen vor⸗ 
genommen wurden. Die Tendenz der Behörden iſt die, daß 
Angeſtelltenentlaſſungen nur dort vorgenommen werden, wo 
fe unbedingt notwendig find. Bei den Reduktionen müſſen 
ſämtliche Angeſtelltenkategorien berückſichtigt werden, damit 
die Laſt der Wirtſchaftskriſe von allen Beteiligten im gleichem 
Ausmaße getragen wird. Vor allem ſind bei den Reduktionen 
die Ausländer zu entlaſſen, die außerhalb des Gebietes Ober⸗ 
ſchleſiens wohnen. 

Es iſt bezeichnend, daß diefe amtliche Notiz nur in einer 
einzigen örtlichen polniſchen Tageszeitung veröffentlicht wurde. 
Wie kann eine amtliche Stelle „von ſehr ſtark übertriebenen Nach⸗ 
richten“ reden, wenn Hunderte von Angeſtellten mit ihren Familien⸗ 
angehörigen brotlos werden? Auch den letzten Abſatz dieſer 
amtlichen Auslaſſung können wir nur dann zuſtimmen, wenn 
keine internationale Abkommen verletzt werden. Diejenigen 
Kollegen, die hier das Wohn⸗ oder Beſchäftigungsrecht haben, 
müſſen auf ihren Poſten verbleiben. Die Arbeitsgemeinſchaft 


Seite 44, 


der Angeſtelltenverbände ſah ſich nun gezwungen, zu all diejen 
unwahren, jeder Tatſache entbehrenden Zeitungsmeldungen 
Stellung zu nehmen. Erſt am 17. 7. 1930 empfing aufgrund 
mehrmaliger Erinnerungen und eigener Anmeldungen der Ver⸗ 
treter des Demobilmachungskommiſſars Herr Ing. Maske die 
Vertreter der Arbeitsgemeinſchaft der Angeſtelltenverbände und 
verſprach uns, die Verhältniſſe der einzelnen Betriebe unter 
Hinzuziehung der Angeſtelltenräte und der Vertreter der ein- 
zelnen Gewerkſchaften und ber Werksleitungen zu prüfen, um 
erſt dann die Entſcheidung über eine Einſpruch gegen die 
Kündigungen zu treffen. Der Demobilmachungskommiſſar, Herr 
Bezirksarbeitsinſpektor Ing. Gallot, iſt in Urlaub gegangen 
und hat die Schlichtung der ſo wichtigen Angelegenheiten 
ſeinem Vertreter überlaſſen. Wir warten noch auf die amtliche 
Berichtigung dieſer Preſſenotiz. Die Maſſenkündigungen und 
dieſe Preſſenotiz haben ſelbſtverſtändlich auch in Angeſtellten⸗ 
kreiſen große Erbitterung und Unruhe hervorgerufen. In ſehr 
gut beſuchten Betriebsverſammlungen iſt von den Angeſtellten 
der Bismarck, Falva⸗, Hudertus⸗ und Friedenshütte, der Werkſtätten⸗ 
und Hüttenverwaltung der Königshütte, der Gräfin Lauragrube, gegen 
die Maſſenkündigungen der ſchärſſte Proteſt erhoben worden. Bei 
den Ausſprachen in den verſchiedenen Verſammlungen iſt feſt⸗ 
geſtellt worden, daß die Entlaſſungen unberechtigt ſind und 
eine Herausforderung der oberſchleſiſchen Angeſtelltenſchaft 
darſtellen. Bei allen Betriebsverſammlungen wurden einmütig 


Entſchließungen gefaßt, die die Angeſtelltenräte, die Angeſtellten⸗ 


gewerkſchaften und die Behörden beauftragen, dieſem rückſichts⸗ 

loſen Vorgehen des Arbeitgebers Einhalt zu gebieten. Wegen 

Raummangel ſind wir nicht in der Lage, alle Entſchließungen 

der Angeſtelltenſchaft ungekürzt zu veröffentlichen, und können 

uns daher nur auf einige kurze Auszüge beſchränken. In der 

Entſchließung der Angeſtelltenſchaft der Friedenshütte heißt es: 

„Die durchgeführten Abbaumaßnahmen richten 

ſich beſonders gegen die in dem Unternehmen jahr⸗ 

zehntelang tätigen Oberſchleſier. Die größte Empö⸗ 

rung verurſacht aber unter den Verſammelten die 

Tatſache, daß man am Tage vor der Aufkündigung 

der Dienſtverhältniſſe an über 100 Angeſtellte zwei 

neue leitende Angeſtellte eingeſtellt hat mit derartig 

hohen Bezügen, die ausreichen würden, mindeſtens 

10 von den Gekündigten weiter zu beſchäftigen. 1. 

verſammelten Angeſtellten richten an die zuſtändigen 

Behörden die Bitte, die Vorgänge bei den Abbau⸗ 

maßnahmen der oberſchleſiſchen Schwerinduſtrie genau 

zu unterſuchen, um zu verhüten, daß die Maſſenent⸗ 

laſſungen ſich zum Schaden der allgemeinen Staats- 

intereſſen auswirken. Die Verſammelten ſprechen 

dem Angeſtelltenrat und der Arbeitsgemeinſchaft der 

oberſchleſiſchen Angeſtelltenverbände ihr vollſtes Ver⸗ 

trauen aus, und fordern ſie auf, alle notwendigen 

Schritte beim Dem.-Kommiſſar und allen anderen 
behördlichen Inſtanzen zu unternehmen.“ 


„Monatsweiſer“ 
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In der Entſchließung der Angeſtelltenſchaft der Königs⸗ 
hütte und der Gräfin⸗Lauragrube heißt es: 

„Die am 23. Juli d. Is. im großen Saale des 
„Dom Ludowy“ in Königshütte faſt vollzählig ver⸗ 
ſammelten Angeſtellten der Hütten⸗ und Werkſtätten⸗ 
verwaltung der Königshütte ſowie der Gräfin⸗Laura⸗ 
Grube erheben gegen die ausgeſprochenen Maſſen⸗ 
kündigungen ſchärſſten Proteſt. Der Dem.⸗Kommiſſar 
wird dringend erſucht, dieſe Kündigungen unter 
keinen Umſtänden zu genehmigen. Die von der 
Hüttenverwaltung vorgeſchützte ſchlechte Wirtſchafts⸗ 
lage entſpricht nicht den Tatſachen. Es iſt im Gegen⸗ 
teil eine Hochkonjunktur vorhanden. Die Maſſen⸗ 
entlaſſungen ſtellen daher eine Herausforderung der 
Angeſtellten dar. Die geplanten Entlaſſungen der 
Angeſtellten der Gräfin⸗Lauragrube ſind durchaus 
unbegründet und enthalten außerordentlich unbillige, 
ſoziale Härten. Die ee häinile haben ſich 
nicht verſchlechtert. Es iſt ſogar durch Schaffung eines 
neuen Steigerfeldes eine Erweiterung des Betriebes 
eingetreten. Eine Reduzierung der Angeſtelltenſchaft 
darf ſchon aus Günden der Grubenſicherheit nicht 
ſtattfinden. Die Angeſtelltenſchaft erwartet Beides 
haltung der bisherigen Arbeitsſchutzgeſetze und un⸗ 
bedingten baldigen Ausbau der ſozialen Geſetze.“ 

Die Betriebsverſammlungen der Angeſtellten geſtalteten 
ſich zum machtvollen Proteſtkundgebung gegen die willkür⸗ 
lichen, unſozialen Abbaumaßnahmen der Schwerinduſtrie. Die 
Geſchloſſenheit der Angeſtelltenſchaft und der Angeſtellten⸗ 
gewerkſchaften mußte den Induſtriegewaltigen Anlaß zum Denken 
geben und ſie dazu zu bewegen, andere Maßnahmen zu treffen. 

Um aber auch zu den Uebergriffen der einzelnen Indujtrie= 
unternehmungen, zur Wirtſchaftslage und zur ſozialen Bejeb- 
gebung Stellung zu nehmen, iſt von der Arbeitsgemeinſchaft der 
oberſchleſiſchen Angeſtelltentenverbände ein Angeſtelltenrätekongreß aller 
Angeſtelltenratsmitglieder der oberſchleſiſchen Bergwerks⸗ und Hütten⸗ 
induftrie für Mittwoch, den 30. 7. 1930 einberufen worden. Ueber 
den Verlauf der Angeſtelltenrätekonferenz werden wir in der 
nächſten Monatsſchrift berichten. Abſchließend wollen wir noch 
erklären, daß außergewöhnliche Umſtände auch außerordentliche Maß⸗ 
nahmen erfordern. Der Zuſtand muß endlich aufhören, daß die 
größten Opfer immer wieder nur von den Arbeitnehmern 
gebracht werden. Die Regierung muß hier eingreifen und 
darf den rückſichtsloſen Machinationen des Broßkapitals nicht 
tatenlos zuſehen. Sie muß Mittel und Wege finden, den 
oberſchleſiſchen Arbeitnehmern die Daſeins- und Exiſtenz⸗ 
möglichkeit zu ſchaffen. 

Daher richten wir in letzter Stunde an die Regierungs⸗ 
behörden den Appell, unverzüglich ein Arbeitsbeſchaffungs⸗ 
programm aufzuſtellen, daß verhindert, daß das große Heer 
der Arbeitsloſen in uuſerem oberſchleſiſchen 1 
nicht noch weiter anwächſt. 


Die Auflöſung der Betriebskrankenkaſſen in Polniſch⸗Oberſchleſien. 


Die Betriebskrankenkaſſen, die in unſerem Arbeitsgebiet 
in vielen Großbetrieben der Schwerinduſtrie und in einzelnen 
der weiterarbeitenden Metallinduſtrie beſtehen, ſollen aufgrund 
eines neuen polniſchen Sozialverſicherungsprojektes, ausgear⸗ 
beitet vom Warſchaner Arbeitsminiſterium, aufgelöſt werden. 
Wir haben innerhalb der Arbeitsgemeinſchaft der oberſchleſiſchen 
Angeſtelltenverbände zu der beabſichtigten Beſeitigung der 
Betriebskrankenkaſſen Stellung genommen. Auch in einer 
gemeinſamen Konferenz mit den Leitern der Betriebskranken- 
kaſſen beſchäftigten wir uns mit der geplanten Vereinheitlichung 
der Sozialverſicherung bei einer Verſtaatlichung und Abſchaf⸗ 
fung der Betriebskrankenkaſſen. Nach eingehender Beratung 
haben wir beſchloſſen, uns für die Beibehaltung der Betriebs- 
krankenkaſſen auszuſprechen und an das Miniſterium für Arbeit 
und ſoziale Fürſorge in Warſchau folgendes Schreiben zu richten: 

Betrifft: Auflöſung der Betriebskrankenkaſſen in 
der Wojewodſchaft Schleſien. In der letzten Zeit wieder⸗ 
holen ſich in der Preſſe Veröffentlichungen, daß das Arbeits⸗ 
miniſterium in Warſchau ein neues Sozialverſicherungsgeſetz 
einzuführen beabſichtigt. Wenn dieſes Geſetz auf Oberſchleſien 
ausgedehnt werden ſollte, würde es die Abſchaffung der hier 
beſtehenden Betriebskrankenkaſſen bedeuten. Da uns als 
intereſſierte Angeſtelltenorganiſationen bis jetzt der Entwurf 
dieſes neuen Sozialverſicherungsgeſetzes nicht zugeſtellt wurde, 


hatten wir noch keine Gelegenheit, uns mit dieſem neuen Geſetzes⸗ 
entwurf näher zu beſchäftigen. Einige Delegationen, die von 
den Vertretern des Miniſteriums in der Angelegenheit der 
Betriebskrankenkaſſen empfangen wurden, hatten Gelegenheit, 
das Miniſterium mit der Stellungnahme der oberſchleſiſchen 
Arbeiterſchaft bekannt zu machen. Die Abordnungen, die 
als Vertreter der organiſierten Arbeiterſchaft vor⸗ 
geſprochen haben, waren alle für die Beibehaltung 
der Krankenkaſſen. Als Angeſtellte ſind wir ſelbſtverſtänd⸗ 
lich an dieſem neuen Sozialverſicherungsentwurfebenſo interejfiert 
wie die Arbeiter. Wir betrachten es daher als unſere Pflicht, 
einmal grundſätzlich zu der Vereinheitlichung der Kranken⸗ 
verſicherung Stellung zu nehmen in Wahrung der Intereſſen 
der in den Betriebskrankenkaſſen verſicherten Angeſtellten. 

Für die Erhaltung der Betriebskrankenkaſſen ſind folgende 
Gründe maßgebend. die wir kurz aufführen.: 

1. Die größeren Induſtrieunternehmungen haben ſchon lange 
vor Einführung einer allgemeinen Krankenverſicherung eigene 
Betriebskrankenkaſſen geſchaffen, die in der Praxis zum Nutzen 
der Verſicherten wirken. Es hat ſich ſchon damals gezeigt, 
daß die Dezentraliſierung der Krankenkaſſen bedeutend beſſer 
iſt als die Zentraliſierung. Deshalb hat auch die Reichsver⸗ 
ſicherungsordnung den Betriebskrankenkaſſen die Ausnahme⸗ 
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2. Die Betriebskrankenkaſſen entſprechen auch vielmehr 
den wahren Intereſſen der Verſicherten in den Betrieben, als 
es die anderen Kaſſenarten können. Es iſt doch Tatſache, 
daß die Leiſtungen in den Kaſſen ſehr oft über den Rahmen 
der in den Statuten vorgeſehenen hinausgehen. 

3. Die nahe Verbindung von Betrieb und Krankenkaſſe 
ſchätzen auch die Berjiherten ſehr. Die Krankenverſicherung 
bedingt einen lebhaften Verkehr zwiſchen der Kaſſe und ihren 
Mitgliedern. Bei den Betriebskrankenkaſſen können die Ver⸗ 
ſicherten ihre Angelegenheiten im Zuſammenhang mit ihrer 
Tätigkeit ſchnell und leicht erledigen. Auch die Kaſſenverwal⸗ 
tung iſt in der Lage, alsbald die erforderlichen Unterlagen zu 
beſchaffen. Da die Verwaltungskörper der Krankenkaſſen an 
Ort des beſchäftigten Arbeitnehmers ſind, erübrigen ſich zeit⸗ 
raubende und koſtſpielige Nachfragen. 

4. Der Arbeitgeber muß auf ſeine Koſten und Verant⸗ 
wortung die für die Geſchäfte der Betriebskrankenkaſfſe erfor- 
derlichen Perſonen ſtellen. Dadurch gibt der Unternehmer der 
Betriebskrankenkaſſen große Zuwendungen und macht ſo 
erhebliche Beträge der Kaſſeneinnahmen frei für die Leiſtungen 
an die Verſicherten. Außerdem find die ſachlichen Verwaltungs⸗ 
koſten ſehr niedrig. Sie betragen kaum 1%. In den Orts⸗ 
krankenkalfen und Bezirkskrankenkaſſen find die Anteile für 
Verwaltungskoſten bedeutent höher. Sie betragen in einzelnen 
Kaſſen bis zu 40%. 

5. Bei den Betriebskrankenkaſſen wird den Berhältniſſen 
des Betriebes, wie auch den Verhältniſſen der Beſchäftigten 
in allen Beziehungen Rechnung getragen. Das iſt bei den 
großen Ortskrankenkaſſen, die hunderte von Arbeitgebern und 
tauſende von Arbeitnehmern aller Gewerbe umfaſſen, nicht möglich 

6. In vielen Betriebskrankenkaſſen werden die Arzte aus 
den Mitteln des Unternehmers gezahlt. Die Kaſſen ſelbſt zahlen 
keinen Pfennig für die Unterhaltung des Arztes.“ 

7. Der in den Betriebskrankenkaſſen Verſicherte kann 
ſchnelle ärztliche Hilfe und andere Leiſtungen der Krankenkaſſe 
beanſpruchen, weil er am Sitze der Krankenkaſſe und des 
Krankenkaſſenarztes beſchäftigt iſt. 

8. Verſchiedene Betriebskrankenkaſſen beſitzen neuzeitig 
eingerichtete, gut geleitete Krankenhäuſer; ſehr oft ſind dieſe 
Krankenhäuſer auch Beſitz des Arbeitgebers oder Unternehmers. 
Dieſen Krankenhäuſern geben die Unternehmer verſchiedene 
Zuwendungen, die bei der Auflöſung dieſer Kaſſen ſelbſtver⸗ 
ſtändlich aufhören würden. Sehr beachtenswert iſt auch der 
Umſtand, daß in den Krankenhäuſern der Betriebskrankenkaſſen 
nur die in dieſer Kaſſe Verſicherten Aufnahme finden. 

9. Außerordentlich wichtig iſt, bei den heutigen Wirtſchafts⸗ 
verhältniſſen die Krankheitsverhütung und Kranheitsvorbeu⸗ 
gung. In allen Kreiſen verlangt man, daß in den Induſtrie⸗ 
betrieben mehr als bisher getan würde, um geſundheitlichen 
Gefahren zu begegnen. Das iſt aber in guter Weiſe nur 
möglich, wenn für den Betrieb eine eigene Krankenkaſſe beſteht. 
Gewerbe- und Betriebskrankheiten kann nur nachgegangen 
werden, wenn gut geſchulte Fabrik- und Kaſſenärzte zur Ver⸗ 
fügung ſtehen. Im Rahmen einer großen Ortskrankenkaſſe 
verſchwinden der einzelne Betrieb und die darin Beſchäftigten 
in der Maſſe der Betriebe und Berſicherten. 

Die Eigenart des einzelnen Betriebes kann nicht berück⸗ 
ſichtigt werden. 

Die kurz angeführten Gründe ſprechen für die Erhaltung 
der Betriebskrankenkaſſe. Wir ſind überzeugt, daß das Minis 
ſterium nach Kenntnisnahme unſerer Ausführungen von der 
Auflöſung und Beſeitigung der Betriebskrankenkaſſen Abſtand 
nehmen wird. Auch die Berufsorganiſationen der oberſchle⸗ 
ſiſchen Arbeiter und verſchiedene Wirtſchaftsverbände ſind für 
die Beibehaltung der Betriebskrankenkaſſen. Ganz beſonders 
lenken wir die Aufmerkſamkeit darauf, daß bei uns in Ober: 
ſchleſien ſchon zeit Jahrzehnten Krankenverſicherungen exiſtieren, 
die auf eine langjährige Erfahrung zurückblicken können. Die 
bisherige Tätigkeit dieſer Betriebskaſſen war außergewöhnlich 
fruchtbar und brachte den verſicherten Angeſtelltengroße Vorteile. 

Das Miniſterium hat ja bereits die Ausnahmeſtellung 
dieſer Krankenkaſſen anerkannt, indem es die Knappſchaft 
(Spolka Bracka) und den Pleſſiſchen Knappſchaftsverein in 
Kattowitz als Sonderkaſſen beibehält. Die in den Betriebs⸗ 
krankenkaſſen verſicherten Angeſtellten würden es nicht ver⸗ 
ſtehen, wenn ſie ſchlechter behandelt werden ſollten, als die in 
den Knappſchaften verſicherten Arbeiter und Angeſtellten. 

Die Arbeitsgemeinſchaft g 
der oberſchleſiſchen Angeſtelltenverbände. 
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Eine Abordnung der Vertreter der Arbeitsgemeinſchaft 
wird dem Arbeitsminiſter in Warſchau dieſes Schreiben über⸗ 
reichen und zu der geplanten Reform der Sozialverſicherung 
in perſönlicher Rückſprache mit den zuſtändigen Miniſterial⸗ 
referenten noch nähere Ausführungen machen. Sobald uns 
der Entwurf des neuen Sozialverſicherungsgeſetzes vorliegt 
werden wir uns mit den einzelnen Beſtimmungen in einer 
beſonderen Abhandlung eingehend befaſſen. Kor. 


Mitteilungen 


Die richtige Beitragszahlung. Wir ſtellen immeı 
wieder feſt, daß unſere Kollegen nicht die ihrem Cinkommer 
entſprechenden Beiträge zuhlen und Gefahr laufen, den Un: 
ſpruch auf die Leiſtungen unſerer Gewerkſchaft zu verlieren 
Gerade jetzt bei den Maſſenentlaſſungen in der Induſtrie if 
es notwendig, daß jeder Kollege den vorgeſchriebenen Beitrag 
zahlt, um im Falle der Stellenloſigkeit die feſtgeſetzte Unter 
ſtützung zu erhalten. Der freiwillige Zuſammenſchluß unfere 
Mitglieder im Berufsverbande erfordert als Selbſtverſtänd 
lichkeit, daß alle Mitglieder den jeweils von den dazu beru 
fenen Berbandskörperſchaften feſtgeſetzten Beitrag bezahlen. 
Wer das nicht tut und einen niedrigeren Beitrag entrichtet, 
der ſeinem Einkommen entſpricht, der verſündigt ſich an 
der in unſerem Verbande verkörperten Gemeinſchaft. Darum 
wird ſowohl unſerer Stellenloſenunterſtützung und Altershilfe 
nur ſolchen Mitgliedern gewährt, die den ihrem Einkommen 
entſprechenden Beitrag entrichtet haben. Im § 5 der Grund⸗ 
läge und Borſchriften für die Gewährung von Wohlfahrts- 
leiſtungen zu § 30 unſerer Satzung heißt es ausdrücklich: 
„Vorausſetzung für die Gewährung aller Leiſtungen iſt die 
Zahlung des dem Einkommen entſprechenden Beitragsſatzes.“ 


Wir geben nochmals die Beitragsbeſtimmungen bekannt: 
Der Mitgliedsbeitrag beträgt gemäß 13 der Satzung für 
ordentliche und außerordentliche Mitglieder 
8. — zl. monatlich (Regelbeitrag) 
Auf Antrag kann der Beitrag ermäßigt werden 
bei einem Einkommen bis zu 300. — zl. monatlich auf 6.— zl. 


Ordentliche Mitglieder, die auf Grund der alten Beſtim⸗ 
mungen nicht in den Genuß der Altersfürſorge gelangen, 
zahlen 6.— zl. monatlich. 

Der Beitrag iſt am 1. des laufenden Monats fällig. Für 
Beiträge, die nach dem 25. des Fälligkeitsmonats bezahlt 
werden, ſind 10 v. H. Verzugsgebühren zu entrichten. 

Grundſätze und Vorſchriften für die Gewährung 
von Stellenloſenunterſtützung. 

In der letzten Zeit iſt einer Reihe unſerer Mitglieder die 
Stellung aufgekündigt worden bezw. ſind verſchiedene Kollegen 
in der Zwiſchenzeit jtellenlos geworden. In vielen Fällen 
ſind von den gekündigten Mitgliedern die Satzungsbeſtimmun⸗ 
gen über die Stellenloſenunterſtützung nicht beachtet worden. 
Wir weiſen nochmals auf unſere Satzungsbeſtimmungen hin, 
die wir nachfolgend erneut zum Abdruck bringen: 


Grundſätze und Vorſchriften für die Gewährung 
von Stellenloſenunterſtützung. 


(Anhang zum 8 29 der Satzung) 


§ 1. Perſonenkreis und Geltungsbereich. 

Ordentlichen Mitgliedern, die der Gewerkſchaft mindeſtens 
zwei Jahre angehören, kann bei Stellenloſigkeit Stellenloſen⸗ 
unterſtützung gewährt werden. Ordentlichen Mitgliedern, die 
der Jugendabteilung (Bund der Kaufmannsjugend in der 
Gewerkſchaft kaufmänniſcher Angeſtellten Oberſchleſiens D. H. B.) 
angehört haben, wird die Zeit ihrer Mitgliedſchaft in der 
Jugendabteilung zur Hälfte angerechnet. 


(Wegen Raummangel Fortſetzung in nächſter Nummer.) 


perſönliches⸗ 


Für die uns überſandten Kartengrüße von den Ferienreiſen 
ſagen wir allen Kollegen herzlichſten Dank. 
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N Da eee — nun ar un Fe immer ur — 

Der Gautag der Schleſier in Glatz. 

Am 9. und 10. Auguſt findet der Gautag in der alten 
Feſte Glatz ſtatt. Jungmannen, denen es möglich iſt, an der 
Feier teilzunehmen, erhalten Auskunft durch die Jugendführer 
und auf der Geſchäftsſtelle. Die Koſten betragen einſchließlich 
Fahrt und Verpflegung und Unterkunft nur 19.50 Zloty. Alle 
Anmeldungen ſind mit Entrichtung des Betrages bis ſpäteftens 
zum 5. Auguſt abzugeben. 


veranſtaltungs⸗Anzeiger⸗ 
Sonnabend, den 9. Auguſt 1930. 


Treffen der weſt⸗ und oſtoberſchleſiſchen Gruppen 


in der Kreisſchänke in Rokittnitz. 
Die Ausgeſtaltung übernimmt der Männerchor Beuthen. Im 
Anſchluß an die Darbietungen Tanz. Alle Oſtoberſchleſier ſind 
herzlichſt eingeladen. 


Ortsgruppen: 


Kattowitz 
N abends 8 Uhr im Vereinszimmer des Chriſtl. 
5. Au ft Hoſpiz Monatsverſammlung mit Bericht über 
: 2 die Tätigkeit des Verbandes im Jahre 1930. 

Wir bitten um vollzähliges Erſcheinen. 

Königshütte. 


Donnerstag, abends 8 Uhr im Hotel Graf Reden Vorſtands⸗ 

7. Yuguft ſitzung. 
ei) Graf Reden. Kollege Koruſchowitz wird über 
: 2 „Die ſoziale Schutzgeſetzgebung und wir“ ſprechen 


und Bericht des Kollegen D. über den Kölner Verbandstag. 


Friedenshütte. 


vorm. 10 Uhr in Friedenshütte bei Smiatek 
3. Auguſt Monatsverſammlung. In dieſer Sitzung wird 
I über die Ausgeſtaltung des 10⸗jähr. Stiftungs- 
feſtes Beſchluß gefaßt werden. Außerdem Bericht des Verbands⸗ 
tagsabgeordneten D. über den Verbandstag in Köln. An⸗ 
ſchließend Vortrag des Kollegen Koruſchowitz über „Die ſoziale 
Schutzgeſetzgebung und wir“. 


Schwientochlowitz. 


Fur abends 8 Uhr bei Neiwert Monatsverſammlung 
BER u. a. Bericht des Kollegen D. über den Ver⸗ 

. 5 bandstag in Köln und Vortrag des Kollegen 
Koruſchowitz über: „Die ſoziale Schutzgeſetzgebung und wir“. 
Ferner findet im Monat Auguſt noch ein Familienausflug ſtatt. 
Näheres wird durch ein Rundſchreiben bekanntgegeben. 
Bismarkhütte. 

Die Bekanntgabe des Zeitpunktes der Monatsverſammlung 

erfolgt durch ein beſonderes Rundſchreiben. 


Ruda. 


Die Bekanntgabe der Sitzung erfolgt durch Rundſchreiben. 
Lipine 


abends 8 Uhr Monatsverſammlung im Hotel 


| Sonntag, 


(Feiertag) Ausflug der Ortsgruppe mit Familien 
angehörigen. An alle Mitglieder ergeht noch 
ein beſonderes Rundſchreiben. 

abends 8 Uhr bei Gabriel in Lipine Monats⸗ 


Freitag, 
15. Auguſt 
verſammlung. Nach Erledigung des geſchäft⸗ 


Er 

0 

eee lichen Teils ſteigt ein Vortrag des Kollegen 
Koruſchowitz über „Die ſoziale Schutzgeſetzgebung und wir.“ 


Jugendgruppen: 


An die Jugendführer! 


Freitag,] 3, Uhr abends im Jugendheim Kattowitz. 
1. Auguſt 


Beſprechung der Führerſchaft. 
Der Kreisjugendführer. 


„Monatsweiſer“ 


5. Jahrgang. 


Kattowitz. 


Dienstag Jugendfitzung, abends 8 Uhr im Chriſtl. Hoſpiz. 
12. Auquſt 


Der Kreisjugendführer berichtet über den Gautag 
| Dienstag, 


in Glatz. 

Alle Jungmannen treffen ſich um 8 Uhr abends 
26. Auguft im Chriſtl. Hoſpiz zu einem luftigen Abend. 
—,—i Jugendführer Ranocha erteilt allen eine Anſtands⸗ 
lehre nach dem „Knigge für Lausbuben“. Lehrreich für alle, 
beſonders für die, die es angeht. 

Wandergruppe. Jeden Mittwoch, abends 8 Uhr Heim⸗ 

abend im Jugendheim, ſw. Jana. (Wegen Maſſenbeſuch wird 
das Heim umgebaut und erweitert). 


Königshütte. 


Montag Heimabend um 8 Uhr abends im Weinzimmer 
4. Auauft | des Hotel „Graf Reden“. Beſprechung über 
- Fahrten und Heimabende. 
Montag, 
18. Auguft 
Sonniag, 
31. Auauft 


Heimabend um 8 Uhr abends im Weinzimmer des 
Hotel „Graf Reden“ 2. Jugendführer Dziemba 
berichtet über den Gautag in Glatz. 
Fahrt. Treffpunkt 6 Uhr morgens an den 
Schrebergärten. 
Friedenshütte. 
Dienstag Außerordemliche Jugendſitzung um 6 Uhr abends 
19. Auauſt] bei Smiatek. Jeder Jungmann erſcheine zu 
— — dieſer wichtigen Sitzung, in der wir die zukünftige 
Arbeit der Jugendgruppe feſtlegen wollen. Der Kreisjugend⸗ 
führer wird anweſend ſein. 
Schwientochtowitz. 


er: 15 Jugendfitzung um 8 Uhr abends bei Reiwert. 
1 Lichtbildervortrag über „Körperpflege und 
= — Leibesübungen“. Alle anderen Veranſtaltungen 
und Fahrten der Jugendgruppe werden an dieſem Abend 
bekannt gegeben. Darum muß jeder Jungmann zugegen ſein. 
Bismarckhütte. 


Freitag, ] Abendſpaziergang. Treffpunkt abends 8 Uhr an 
1. Auguſt der Schule II. 

Donnerstag, 
7. Auguit 
Donnerstag, 
21. Auguſt 


Jugendſitzung abends 8 Uhr im kath. Vereinshaus. 


Heimabend um 8 Uhr abends im kathol. Ver⸗ 
einshaus. Jugendführer Rembierz ſpricht über 
„Das gute deutſche Buch“. 


S810 Wandertag. Nähere Einzelheiten werden am 
24. Auguſt Heimabend am 21. 8. bekanntgegeben. 
Sreitag, | Abendwanderung. Treffpunkt 8 Uhr abends an 
29. Auquſt der Villa Scherff. 

Ruda. 

: Abendſpaziergang. Treffpunkt um 8 Uhr abends 
1 | an der Turnhalle. 
Freitag, Jugendſitzung um 8 Uhr abends bei Banik, Licht⸗ 

05 Auauſt bildervortrag über „Die Bremen“ das ſchnellfte 
— Schiff der Welt. 


Nachtmarſch auf den Grojec. Treffpunkt um 10 
Uhr abends am Marktplatz an der Kanone. 


Sonntag, 
24. Auguſt 
Freitag, 
29. Auguſt 

Wandergruppe. 
abend bei Bardian. 


Laurahütte. 


Die Veranſtaltungen und Fahrten werden durch beſondere 
Rundſchreiben bekannt gegeben. 


Abendſpaziergang. Treffpunkt 8 Uhr abends an 
der Turnhalle. 


Jeden Mittwoch abends 8 Uhr Neſt⸗ 
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